Herr Oberbürgermeister, meine Damen und Herren,

im Grunde genommen ist für uns der vorliegende Änderungsantrag selbsterklärend, angesichts des uns zur Zustimmung vorgelegten Textes.

Die ursprüngliche Vorlage ist bei uns in der Fraktion ausgiebig diskutiert worden und es bestand Konsens darüber, dass die Teile, die sich mit dem verstärkten Sichtbarwerden des immer schon vorhandenen Antisemitismus auseinandersetzen, vollumfänglich zu unterstützen sind.

DIE LINKE. hat sich dem Kampf gegen jede Form des Antisemitismus und Rassismus verschrieben; was zur Folge hat, dass kaum eine Woche vergeht, ohne dass eines unserer Parteibüros von Nazis angegriffen wird.

Was wir jedoch für äußerst bedenklich halten, ist der folgende, zunächst recht harmlos daherkommende Teilsatz: Zitat „. … sei es durch eine Kritik am Staat Israel, die scheinbar nur politische Entscheidungen seiner Regierung verurteilt, in Wirklichkeit jedoch Israel als jüdischem Staat seine Existenzberechtigung abspricht.“ Zitat Ende Wie möchten denn die Unterstützer fürderhin die Unterscheidung treffen, ob jemand aus reinem Herzen Kritik an Israel übt, was dringend geboten erscheint, angesichts der reaktionären Regierungspolitik, die Israel in den letzten Jahren betrieben hat, oder aus einer antisemitischen Gesinnung heraus. Gibt es neuerdings ein Wahrheitsserum, wollen wir die Streckbank wieder einführen oder lautet die  Parole schlicht: Wir bewerfen jemanden mit Dreck, irgendwas wird schon hängenbleiben? Das ist geplanter Rufmord, gegen den sich der Angegriffene nicht wehren kann. Dieser Teilsatz öffnet der Diffamierung und Denunziation Tür und Tor. Kritik an israelischer Regierungspolitik soll als antisemitisch verleumdet und diskreditiert werden. Das ist ein Angriff auf die Meinungsfreiheit, der berechtigte Kritik verunglimpfen soll. Dass die Gesellschaft für christlich - jüdische Zusammenarbeit und  die DI solch einem  unreflektierten Satz ihre Zustimmung gegeben haben, finde ich mehr als bedenklich. 

Mit der Bezeichnung Israels als eines „jüdischen Staates“ übernimmt man einen Terminus aus dem berüchtigten Nationalstaatsgesetz »Israel: der Nationalstaat des jüdischen Volkes« vom 18. Juli 2018, welches faktisch alle nicht- jüdischen Bürger zu Bürgern zweiter Klasse erklärt. Das Gesetz beginnt mit den Worten: „Das Land Israel ist die historische Heimat des jüdischen Volkes, in dem der Staat Israel entstand.“ Kein Wort von dem Volk, das dort bereits lebte. Das ist faktisch eine Abkehr von der Friedenspolitik eines Jitzchak Rabin, der sich in seinen späten Jahren  zur Taube gewandelt hatte und von dem der Satz stammt: Zitat  „Wir sind nicht in ein leeres Land gekommen.“ Zitat Ende Dieses Nationalstaatsgesetz, das jetzt mit Verfassungsrang festlegt, dass Israel ein „jüdischer“ Staat ist - in Abkehr von der Unabhängigkeitserklärung von 1948 - ( dort hieß es noch: „Der Staat Israel wird sich der Entwicklung zum Wohl aller seiner Bewohner widmen.“), hat in der israelischen Öffentlichkeit zu massiven Protesten der Friedensbewegung, der aufgeklärten Zivilgesellschaft und der Opposition geführt. 

Gideon Levy kommentierte in der Haaretz: Zitat „Das Nationalstaat-Gesetz setzt dem vagen Nationalismus und dem gegenwärtigen Zionismus, wie er heute existiert, ein Ende. Das Gesetz beendigt die bisherige Farce, Israel sei >jüdisch und demokratisch< - eine Kombination, die nie existierte und nie existieren konnte. Denn der Widerspruch ist dieser Kombination inhärent. Die beiden Werte sind nie unter einen Hut zu bringen, außer mit Betrug ...“ Zitat Ende. Dieser Satz eines mit Menschenrechtspreisen überhäuften israelischen Journalisten wäre, wenn wir der ursprünglichen Vorlage zustimmen, in Gelsenkirchen antisemitisch - ist das Ihr Ernst, dass Sie das mittragen wollen?

 Man fragt sich ob solch ein Satz mit Absicht in solchen Vorlagen Eingang findet, dann würde man sich von rechtskonservativen Kreisen instrumentalisieren lassen, oder aus unverzeihlicher Unwissenheit. Beides fände ich verwerflich. Dass sich die DI und die Gesellschaft für christlich - jüdische Zusammenarbeit für derartig antidemokratische und antiaufklärerische Ziele vereinnahmen lassen, finde ich skandalös und ich denke, hierüber sollte ein offener Dialog geführt werden. 

Jedem, der der ursprünglichen Vorlage zustimmt, sollte klar sein, dass er damit der israelischen Friedensbewegung und der progressiven Opposition Israels massiven Schaden zufügt. Damit folgen Sie der Argumentationslinie der ehemaligen israelischen Justizministerin Aeylet Shaked, die sich zu dem Satz verstieg: Zitat „Wir müssen den jüdischen Charakter des Staates schützen, auch wenn das bedeutet, Menschenrechte zu opfern.“ Zitat Ende Diese Dame vermarktet ein eigenes Parfüm mit dem Namen Faschismus. Solchen Leuten wollen Sie ihre Solidarität bezeugen? 

Wer Kritik an israelischer Regierungspolitik als Antisemitismus zu brandmarken versucht, will keinen Diskurs über das Thema. Für Israelis bedeutet dies: Wer solche Freunde hat, braucht keine Feinde mehr. Israel betreibt eine selbstzerstörerische Politik. Menschen in Israel und außerhalb, die das Land lieben, machen immer wieder auf diese Problematik aufmerksam. Beliebig gewordene Antisemitismusvorwürfe dienen mehr und mehr als bloße Herrschaftsinstrumente und dagegen sollte sich eine aufgeklärte Öffentlichkeit vehement wehren. So wird der Vorwurf zum Totschlagargument, wenn einem wirkliche Argumente nicht zu Gebote stehen. 

Autoren, die israelische Regierungspolitik kritisieren werden in Deutschland die Räumlichkeiten für ihre Vorträge gekündigt. Ich hatte darauf bereits in einer der letzten Integrationsratssitzungen hingewiesen. Diese Autoren, die oft genug Überlebende der Shoa sind, oder die aus solchen Familien stammen, werden wirklich und wahrhaftig des Antisemitismus geziehen, weil sie die völkerrechtswidrige Besatzungspolitik Israels kritisieren und sie den inflationären Gebrauch des Wortes „Antisemit“  durch konservative Kreise kritisieren. Eine Verunglimpfung, die ausgrenzen und verleumden soll. 

DIE LINKE hat immer gegen jede Form von Antisemitismus gekämpft und wird das auch weiterhin tun. Wir behalten uns jedoch vor ein kritisches Verhältnis zu israelischer Regierungspolitik zu pflegen und dabei befinden wir uns in guter Gesellschaft mit der israelischen Friedensbewegung, der israelischen Linken, moralischen Instanzen wie Prof. Dr. Noam Chomsky, Amy Goodman, der Trägerin des alternativen Friedensnobelpreises, Gideon Levy und vielen anderen.

Israelische Regierungspolitik zu kritisieren, scheint mehr als geboten, wenn selbst UN- Berichte erscheinen, die Israel Apartheid vorwerfen. Sind die Vereinten Nationen jetzt auch antisemitisch? Dieser Vorwurf wird in mehreren Berichten über die Zustände in den besetzten Gebieten der UNO-Beauftragten John Dugard, Richard Falk und Virginia Tilley gegenüber Israel erhoben.
Aber nicht nur diese Kritik der Menschenrechtsbeauftragten der Vereinten Nationen wäre nach der Vorlage in Gelsenkirchen antisemitisch, sondern auch die Aussagen von Militärrichtern aus den besetzten Gebieten. In der hervorragenden Dokumentation Das Recht der Macht von Liran Atzmor und Ra`anan Alexandrowicz gibt ein israelischer Militärrichter, der in den besetzten Gebieten gearbeitet hat, an, von Folterungen beim Verfahren der Verwaltungshaft gewusst zu haben. Alle hätten dies gewusst. Diese Vorwürfe der Opfer gehen bis hin zu Vergewaltigungsvorwürfen.
Es wäre nach der Vorlage auch antisemitisch den Minister der Verteidigung Israels Moshe Yaalon (2013-2015) zu kritisieren, der 2014 Folgendes verkündete: Zitat “Wir führen keine Friedensverhandlungen mit den Palästinensern. In gewissen Fällen, wenn chirurgische Operationen nicht ausreichen, könnte Israel Maßnahmen ergreifen, wie sie die Amerikaner in Nagasaki und Hiroshima unternommen haben.“ Zitat Ende Hier droht jemand in Regierungsverantwortung mit einem Atomschlag. Kritik daran wäre nach der Vorlage Antisemitismus.

 Israel wurde durch den Goldstone - Bericht massiver Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit beschuldigt. Die von der Armee 2006 entwickelte Dahia Doktrin wurde auch im Gazastreifen anno 2008/09 bei der Offensive „gegossenes Blei“ angewandt. Der Goldstone- Bericht über dieses Konzept: Zitat (Die Taktik der israelischen Streitkräfte während der Gaza-Offensive stimmt mit früheren Praktiken, in allerjüngster Zeit während des Libanon-Krieges 2006, überein. Ein als Dahia-Doktrin bekanntes Konzept kam zum Vorschein, dazu gehört die Anwendung unverhältnismäßiger Gewalt sowie die Verursachung erheblicher Schäden und Zerstörung zivilen Eigentums und ziviler Infrastruktur sowie die Zufügung großen Leidens bei der Zivilbevölkerung.)  Zitat Ende Das Alles ist nach der Genfer Konvention und der UNO Charta verboten und geächtet. Auch Kritik daran wäre, nach dem, was wir heute hier unterschreiben sollen, antisemitisch.

Es wäre auch antisemitisch den Chef der Rechtsabteilung der israelischen Armee zu kritisieren, der die folgende Aussage getätigt hat: Zitat “Wenn man etwas lange genug tut, wird die Welt das akzeptieren. Das ganze internationale Recht beruht auf der Idee, dass eine Maßnahme, die heute verboten ist, zulässig wird, wenn sie von genug Staaten durchgeführt wird. Das Völkerrecht kommt voran durch Rechtsverletzungen. Wir erfanden die These der extralegalen Hinrichtungen, nämlich die These, dass außergerichtliche Hinrichtungen erlaubt sind, wenn es nötig ist, eine Operation gegen die Bürger Israels zu stoppen und wenn die Rolle, die das Zielobjekt spielt, für die Operation wesentlich ist und wir mussten auf ihre Anerkennung drängen. 8 Jahre später ist sie als legal anerkannt. Je öfter westliche Staaten, Prinzipien, die ihren Ursprung in Israel haben, auf die nicht-traditionellen Konflikte in Orten wie wie Afghanistan oder Irak oder Syrien anwenden, desto größer ist die Chance, dass die Prinzipien ein wertvoller Teil des Völkerrechts werden.“  Zitat Ende  Das ist übelster Rechtsnihilismus. Dieser Mann sagt hier, Israel müsse vorangehen, um das Völkerrecht zu verändern durch den Bruch des Völkerrechts. Der Schutz von Zivilisten und zivilen Einrichtungen und Infrastruktur gilt im humanitären Völkerrecht als höchstes Gut. Das soll ausgehebelt werden und dieser Mann erklärt dies zu einem Fortschritt. Wenn solche Meinungen um sich greifen, werden wir wohl bald wieder mit Keulen aufeinander losgehen. Kritik daran wäre nach der Vorlage antisemitisch.
Es wäre auch antisemitisch, das Vorgehen der israelischen Regierung seit Anfang des letzten Jahres am Grenzzaun zu Gaza zu kritisieren. Dort fand ein symbolischer »Marsch der Rückkehr« der Palästinenser statt. Während der wöchentlichen Demonstrationen, die am 30. März 2018 begannen, wurden nach UNO-Angaben bis zum 30. August 179 PalästinenserInnen von israelischen Scharfschützen getötet und 18.739 verletzt. Es kam zu mindestens 122 Amputationen. Ein Israeli wurde getötet und 37 verletzt.

Mit dieser Aufzählung wollen wir es bewenden lassen.
Faschismus und Rassismus sollte man bekämpfen, wo immer sie  auftreten, ob in Israel oder in Deutschland. Israel für sakrosankt zu erklären und Kritik an israelischer Regierungspolitik als Antisemitismus zu brandmarken, sind keine Mittel den Antisemitismus in Deutschland zurückzudrängen, sondern sie sind dazu geeignet, ihn zu beflügeln und dem gilt es sich entgegenzustellen.

Und das ist das Skandalöse an dieser Vorlage: mit dem inflationären Gebrauch des Begriffes Antisemitismus auch gegenüber progressiven Kräften und berechtigter sachlicher Kritik an israelischer Regierungspolitik wird wirklicher, mörderischer Antisemitismus massiv verharmlost und das ist für uns inakzeptabel!
Es gibt wahrlich genug rechtes, antisemitisches, homophobes, xenophobes Gesindel in diesem Land, da hätte man genug Gelegenheit, sich gegen diese Herrschaften zu positionieren, zumal das rechte Gesindel teilweise vertrauensvoll mit den Geheimdiensten zusammenarbeitet - siehe den nicht aufgeklärten NSU Komplex. Hier gäbe es für Menschen, die sich gegen Rassismus und Antisemitismus engagieren wollen, wahrlich genug zu tun. Wer wüsste das besser als wir. 

Linke Kräfte in Israel und Deutschland zu diffamieren ist natürlich für die „kritische Öffentlichkeit“ bequemer und allzu wohlfeil.
Die Lehre aus der Shoa muss lauten, bei Unrecht nicht wegzusehen, sondern den Mund aufzumachen, auch wenn Israel das Unrecht begeht. Solidarität mit einer ultrakonservativen, in Teilen reaktionären Regierung einzufordern, verhöhnt die israelische Friedensbewegung, die linke und linksliberale Zivilgesellschaft Israels, die sich seit Jahren zusammen mit palästinensischen Organisationen  für einen gerechten Frieden und ein friedliches Miteinander von Juden und Palästinensern einsetzen. 

Ein Beschluss, der diese Erklärung, ohne den von uns vorgeschlagenen Zusatz, mitträgt, und nicht deutlich erklärt, dass sachlich begründete Kritik an israelischer Regierungspolitik nicht gleichbedeutend ist mit Antisemitismus, bedeutet für uns als LINKE Verrat an den Idealen des humanistischen Judentums.

Danke!

Bettina Angela Peipe

DIE LINKE

Es gilt das gesprochene Wort.
